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Inmeiner langjährigen Beglei-
tungvonMenschen in ihrer letz-
ten Lebensphase habe ich er-
lebt, wie unterschiedlich diese
mit Krankheit und Tod umge-
hen. Besonders wichtig istmir,
dass jederMenschbis zuletzt als
eigenständige Person ernst
genommenwird –mit seiner
Geschichte, seinenWerten,
Ängsten undVorstellungen von
einemwürdevollen Tod.

DiemoderneMedizinkanndas
Lebenheutedeutlichverlängern.
AlsPflegefachfrauhabe ich frü-
hererlebt,wieMenschenbis zu-
letztmit allenMittelnamLeben
gehaltenwurden–etwadurch
Flüssigkeitszufuhr, obwohldiese
dieAtemnotoft verstärkte.

Die Palliativmedizin hat unse-
renUmgangmit demLebens-
ende verändert: Sie lindert Lei-
den und hilft, die letzte Lebens-
phasewürdevoll zu gestalten.
Doch fürMenschen, die ihr Lei-

den trotz guter Betreuung nicht
mehr ertragen oder denweite-
ren Krankheitsverlauf nicht
mehr auf sich nehmenmöch-
ten, kann der assistierte Suizid
eine Alternative sein. Palliativ-
medizin und assistierter Suizid
sind fürmich deshalb keine
Gegensätze.

Dieses Gesetz sieht vor, dass
Alters- und Pflegeheime sowie
Spitäler den assistierten Suizid
durch externeOrganisationen
duldenmüssen. Psychiatrische
Einrichtungen sind davon
ausgenommen.

Für einen assistierten Suizid
muss einMensch urteilsfähig
sein.Medikamentemüssen
dafür oft reduziert oder abge-
setzt werden, wodurch sich
Beschwerden und Schmerzen
verstärken können. Dazu ist
eine Verlegung in ein externes
Sterbezimmer eine grosse
Belastung. Denn das Alters-

oder Pflegeheim ist für viele
Menschen ihr Zuhause.

ReligiösgeprägteHeimekönnen
ihreWerteweiterhin leben.Das
Personalmusswederanwesend
seinnochmitwirken, sondern
lediglicheinerexternenOrgani-
sationZuganggewähren.Auch
diese Institutionenprofitieren
vonstaatlichenFinanzierungen
und tragendamit einegesamtge-
sellschaftlicheVerantwortung.
VieleMenschen lebendort,weil
sie einenPflegeplatzbrauchen–
nichtausreligiösenGründen.Das
Menschenrecht aufSelbstbestim-
mungmussauch für siegelten.
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Bei der Abstimmung am
27. September geht es nicht um
ein Verbot des assistierten
Suizids. Es geht umeine andere,
ebensowichtige Frage: Darf es
imKanton Zürichweiterhin
Institutionen geben, die be-
wusst keinen assistierten Suizid
in ihren Räumen zulassen?

Über 90 Prozent der Zürcher
Heime lassenassistiertenSuizid
bereits heute zu.Wer diese
Möglichkeit wünscht, findet al-
so ein entsprechendes Angebot.
Umsoweniger verständlich ist,
weshalb auch die wenigen
Institutionenmit einer ableh-
nendenHaltunggesetzlichdazu
gezwungenwerden sollen.

Denn fürmancheMenschen ist
genau dieseHaltung entschei-
dend. Sie wünschen sich im
Alter ein Zuhause, in demPfle-
ge, Begleitung und Palliativme-
dizin imZentrum stehen und in
dem assistierter Suizid bewusst

keinen Platz hat. Vielleicht aus
persönlicher Überzeugung,
ausGlaubensgründen oder weil
sie sich gerade in einer verletz-
lichen Lebensphase einen
solchen Schutzraumwünschen.
Auch dieseMenschen haben
ein Recht aufWahlfreiheit.

EineNotlage entsteht dadurch
für niemanden. DieHaltung
einesHeims ist vor demEintritt
bekannt und kann bei derWahl
berücksichtigt werden.Wer
bereits weiss, dass ihmdie
Möglichkeit eines assistierten
Suizids wichtig ist, kann dies
beiderWahldesHeimsentspre-
chend gewichten.

Und auchwenn dieserWunsch
erst während einesHeimauf-
enthalts entsteht,muss eine sol-
che Entscheidung sorgfältig ab-
geklärt und vorbereitet werden.
Es bleibt deshalb grundsätzlich
Zeit, gemeinsamnach einer Lö-
sung zu suchen, welche die Ent-

scheidungdesBewohnerseben-
so respektiert wie dieHaltung
der Institution.

Eine liberale Gesellschaft ver-
langt nicht, dass überall dassel-
be angebotenwerdenmuss.
Sie lässt unterschiedlicheÜber-
zeugungen undAngebote zu.
Gerade die Vielfalt der Angebo-
te schafft echteWahlfreiheit.

DieseWahlfreiheit bleibt nur
erhalten, wennwir zu den
geplanten Änderungen im
Patientinnen- und Patient
engesetz sowie desGesund-
heitsgesetzesNein stimmen.

Das Zürcher Verwaltungsge-
richthateiner türkischenKünst-
lerin die Arbeitsbewilligung
verweigert. Ihre Kunst sei aus
gesamtwirtschaftlicher Sicht
verzichtbar.

Die 1995 geborene türkische
Staatsangehörige reichte im
Februar 2025 beimZürcher Amt
fürWirtschaft ein formellesGe-
such für eine selbständige Er-
werbstätigkeit als Künstlerin
ein. Die kantonalen Behörden
wiesen dieses ab, woraufhin die
Frau den Fall vor das Verwal-
tungsgericht zog.

Zentraler Streitpunkt war
die rechtliche Frage, ob die

Tätigkeit im gesamtwirtschaft-
lichen Interesse der Schweiz
liegt. Für Personen aus soge-
nannten Drittstaaten gelten
hierbei nämlich strengeHürden
für die Zulassung.

Die beteiligten Ämter argu-
mentierten, dassdieKünstlerin
durch ihre Tätigkeit weder
neue Investitionen in die Wege
leite, noch Arbeitsplätze schaf-
fe. Das Verwaltungsgericht
stellte in seinem kürzlich publi-
zierten Urteil zwar klar, dass
bei Kulturschaffenden kein un-
mittelbarer wirtschaftlicher
Nutzen zwingend erforderlich
sei. Dennoch teilte das Gericht

die grundsätzliche Skepsis der
kantonalen Behörde. Diese
hatte die Nachfrage nach der
von der Beschwerdeführerin
praktizierten Kunstform infra-
ge gestellt, was das Gericht als
vertretbar einstufte.

Macht sieKunst oder
kann sieweg?
Bemerkenswert ist die unter-
schiedliche Einschätzung der
verschiedenen staatlichen Ebe-
nen. Macht sie Kunst oder kann
sie weg? Der Kanton findet of-
fenbar klar, dass sie weg kann.
Die zuständige städtische Stelle
hingegen hat sich für sie einge-

setzt. Wie aus dem Gerichts-
urteil hervorgeht, bestätigte die
Fachverantwortliche für Kultur-
räume der Stadt Zürich das
grosse Potenzial der Frau aus-
drücklich.

Aus Sicht der städtischen
Kulturlandschaft stelle die
Künstlerin eine Position von er-
heblichemWertdar,welcheden
Kulturstandort Zürich in inhalt-
licher und qualitativer Hinsicht
stärke.DiestädtischeUnterstüt-
zung beschränkte sich nicht nur
auf wohlwollende Worte: Im
Mai 2026 sprach die Stadt der
Frau einen Arbeitsbeitrag von
14'000 Franken zu.

Das Verwaltungsgericht muss-
te diese Differenz zwischen
Stadt und Kanton juristisch
einordnen und stützte sich da-
bei auf das Ausländer- und In-
tegrationsgesetz. Die Richter
anerkannten zwar, dass die
Werke der Frau bereits ausge-
stellt worden waren und sie di-
verse Buchungen nachweisen
konnte.

Das Gesetz sieht zudem vor,
dass bei anerkannten Personen
aus der Kultur Abweichungen
von den strengenZulassungsre-
geln möglich sind. Das Gericht
kam aber zum Schluss, dass die
Frau trotz ihresMasterabschlus-

ses an der Zürcher Hochschule
der Künste keine derart an-
erkannte Künstlerin sei, dass
sich eine Ausnahme zwingend
aufdränge.

Zudem verwies das Zürcher
Gericht auf offizielle Berichte
des Bundes, wonach im Schwei-
zer Kulturbereich grundsätzlich
kein Fachkräftemangel herrscht.
Die Ämter müssten im Rah-
men der ihnen zur Verfügung
stehenden Kontingente entspre-
chende Prioritäten setzen. Die-
serErmessensentscheidderVor-
instanz sei vorliegend sachlich
begründet und somit rechtmäs-
sig. (sda)

Am 27. September entscheidet
das kantonale Stimmvolk über
eineÄnderung des Patientinnen-
und Patientengesetzes sowie des
Gesundheitsgesetzes.Diesesieht
vor, dass im Kanton Zürich alle
Alters- undPflegeheime, Spitäler
sowie Reha-Kliniken in ihren
Räumen assistierten Suizid dul-
denmüssen.Heute ist dies nur in
Institutionen möglich, die von
einer Gemeinde betrieben wer-
denoder beauftragt sind.Die üb-
rigen können dies beispielsweise
ausreligiösenGründenablehnen.

Die Vorlage ist einGegenvor-
schlagdesKantonsrats zurVolks-
initiative«Selbstbestimmungam
Lebensende auch in Alters- und

Pflegeheimen». Die Initiative
wollte nochweiter gehenunddie
Duldungspflicht auch auf psychi-
atrische Einrichtungen und Jus-
tizvollzugsanstalten ausweiten.
Dies lehnte jedocheineMehrheit
desKantonsratsabunderarbeite-
te einenGegenvorschlag.

Das Komitee, in dem unter
anderem die beiden Sterbehilfe-
organisationenExitundDignitas
vertretenwaren,zogseineInitia-
tive zugunsten des Gegenvor-
schlagszurück.Weil imKantons-
rat eine Minderheit aus SVP,
FDP,EVPundEDUdasReferen-
dum gegen den Gegenvorschlag
einreichte, kommt er nun vors
Volk. (liz)

Assistierter
Suizid in allen

Heimen?
DasVolk entscheidet am27. September, ob

auch private Institutionen Sterbehilfe anbieten
müssen.Über dasDafür unddasDawider.

Assistierter Suizid ist heute nur in Einrichtungenmöglich, die von einer Gemeinde betrieben werden oder beauftragt sind. Bild: Key

Brigitte Röösli (SP)
Kantonsrätin aus Illnau-Effretikon

Markus Schaaf (EVP)
Kantonsrat aus Zell

Pro: Selbstbestimmung am Lebensende – eine Frage der Würde Contra: Wahlfreiheit braucht auch Heime ohne assistierten Suizid

Stadt will Künstlerin fördern – Kanton verweigert Bewilligung
Das Verwaltungsgericht hält die Kunst einer 1995 geborenen Frau aus der Türkei aus gesamtwirtschaftlicher Sicht für verzichtbar.
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